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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung P-007147/2017 

an die Kommission 
Artikel 130 der Geschäftsordnung 

Hermann Winkler (PPE) und Joachim Zeller (PPE) 

Betrifft: Einhaltung der Standards für "Bessere Rechtsetzung" durch die Europäische 
Kommission 

Am 8. November hat die Kommission einen Legislativvorschlag vorgelegt, um den Geltungsbereich 
der Gasrichtlinie auf Pipelines aus Drittländern außerhalb des Binnenmarkts auszudehnen. Am 12. 
Oktober vertrat die Kommission im Ausschuss für Industrie, Verkehr, Forschung und Energie die 
Auffassung, dass der Vorschlag in einem "Schnellverfahren" genehmigt werden solle. Ein solcher 
Vorschlag hat weitreichende Konsequenzen, zum Beispiel hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Durchführbarkeit von Investitionen oder hinsichtlich der Energiebeziehungen der EU zu Drittländern. 
Nach Ansicht der Kommission ist der Vorschlag für den Binnenmarkt von großer Bedeutung, aber 
dennoch hat die Kommission es nicht für erforderlich gehalten, eine Folgenabschätzung 
durchzuführen, wie sie normalerweise in den eigenen Vorschriften der Kommission für eine bessere 
Rechtsetzung vorgesehen ist. 

1. Gab es eine ausreichend sorgfältige öffentliche Konsultation im Einklang mit den Grundsätzen 
der Kommission für eine bessere Rechtsetzung? 

2. Wie beurteilt die Kommission die Vereinbarkeit ihres Vorschlags mit internationalem Recht, 
insbesondere mit den Regeln der WTO (Meistbegünstigtenklausel)? 

3. Wie wird die Kommission sicherstellen, dass die vorgeschlagenen Rechtsvorschriften Nord 
Stream 2 nicht unrechtmäßig diskriminieren? 


